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Liebe Leserinnen und Leser, 

Seit heute steht es fest: Großbritannien verlässt 

die Europäische Union. Für mich als überzeug-

ten Europäer ist dies ein schwarzer Tag. Neben 

den negativen wirtschaftlichen Folgen schwächt 

der Austritt Großbritanniens auch die Europäi-

sche Union in ihrer Funktion als Friedensgarant 

für den europäischen Kontinent.  

 

Besonders schmerzt mich, dass gerade die junge 

Generation in Großbritannien nun vieler Chan-

cen beraubt wird. Sie hat sich in den Umfragen 

eindeutig für einen Verbleib in der EU ausge-

sprochen, wohingegen der größte Zuspruch zum 

Brexit von den über 65-jährigen kam. Das be-

deutet, dass die ältere Generation der jüngeren 

die Zukunft verbaut. Das ist wirklich bitter. Vor 

Europa liegt jetzt eine Zeit der Unsicherheit. 

Nicht nur ich befürchte, dass viele Arbeitsplätze 

in Gefahr sind. Fast die Hälfte seiner Exportgü-

ter schickt Großbritannien in die EU. Viele Un-

ternehmen werden ihre Produktionsstätten in die 

EU verlagern. Der Finanzplatz London, einer der 

wichtigsten Wirtschaftssektoren des Landes, 

wird massiv an Bedeutung verlieren. Umgekehrt 

sind auch deutsche Arbeitsplätze in Gefahr. 

Großbritannien ist einer der wichtigsten Export-

partner Deutschlands. Am Ende werden viele 

Tausend Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

den Preis für den Brexit bezahlen. Sie werden 

schmerzhaft zu spüren bekommen, wie eng mit-

einander verknüpft die europäischen Staaten 

sind und welche Gefahren ein Scheitern der Eu-

ropäischen Union nach sich zieht. Für Großbri-

tannien könnte der Brexit noch viel weiterrei-

chende Folgen haben. Nordirland und Schott-

land haben bereits angekündigt, in der EU blei-

ben zu wollen. Die Mehrheit der dortigen Be-

wohner hat sich auch klar für die EU ausgespro-

chen. Ein  Auseinanderbrechen von Großbritan-

nien steht somit zu befürchten. Ein Szenario, das 

einzig und allein die konservative Regierung un-

ter Ministerpräsident Cameron zu verantworten 

hat. Dieser hat über Jahre die EU verunglimpft 

und damit den Boden bereitet für den Austritt. 

Am Ende wird Cameron nicht nur für den Aus-

tritt aus der EU verantwortlich sein, sondern 

auch für das Auseinanderbrechen Großbritanni-

ens.  
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Für mich ist klar, dass die EU-Staaten jetzt noch 

enger zusammenrücken müssen. Großbritannien 

hat sich jetzt für diesen Weg entschieden und 

wird diesen mit allen Konsequenzen gehen müs-

sen. Das heißt auch, dass Großbritannien nicht 

bessergestellt werden darf, als andere Länder au-

ßerhalb der EU. Für Großbritannien wird dies si-

cherlich ein sehr schmerzhafter Prozess werden, 

doch nur so bleibt die EU gegenüber den eigenen 

Mitgliedsstaaten glaubwürdig und verhindert 

weitere Austrittsbestrebungen. Durch den Aus-

tritt Großbritanniens wird die politische und 

wirtschaftliche Bedeutung Deutschlands in der 

EU  noch weiter zunehmen. Das bedeutet eine 

große Verantwortung für unser Land. Die ande-

ren EU-Staaten werden besonders kritisch darauf 

achten, wie wir mit dieser Verantwortung umge-

hen. In der Vergangenheit haben Merkel und 

Schäuble mit ihrer oberlehrerhaften Art vielen 

EU-Partnern vor den Kopf gestoßen. Jetzt heißt 

es, die verbindenden Elemente der EU zu stär-

ken, die Länder wieder näher aneinander zu füh-

ren und die Menschen wieder mehr für Europa 

zu begeistern. Nur wenn das gelingt, hat die Eu-

ropäische Union eine Zukunft. 

 

Wir halten zusammen! 

die brutale Ermordung der britischen Labour-

Abgeordneten Jo Cox in der vergangenen Wo-

che hat uns schockiert und bestürzt. Ihrer Fami-

lie und ihren Angehörigen sprechen wir unser 

Beileid und unser tiefes Mitgefühl aus. 

 

Hetze, Ausgrenzung und Hass dürfen in unserer 

Gesellschaft nicht die Oberhand gewinnen. 

Worte bereiten den Boden für reale Gewalttaten. 

Deshalb müssen wir verhindern, dass blinder 

Nationalismus und eine Rhetorik der Angst un-

sere liberale und offene Gesellschaft spalten. De-

mokratie und Meinungsfreiheit sind keine Auto-

matismen, sondern müssen stets aufs Neue ver-

teidigt und durchgesetzt werden. Dafür werden 

wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 

weiter entschlossen kämpfen! 
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Eine lebendige Demokratie bestimmt sich auch 

durch das Maß gegenseitigen Respekts, der an-

deren Meinungen zuteilwird. Wir verurteilen da-

her auf das Schärfste, dass frei gewählte Abge-

ordnete des Deutschen Bundestages im Rahmen 

der Abstimmung über die Armenien-Resolution 

Drohungen und Schmähungen ausgesetzt sind. 

Für mich ist dies ein inakzeptabler Angriff auf 

unsere parlamentarische Demokratie.                

Die SPD-Bundestagsfraktion steht solidarisch 

hinter allen bedrohten Kolleginnen und Kolle-

gen.  

 

Gerechte Reform der Erbschaftssteuer 

Mit der Einigung der Koalition auf Eckpunkte 

zur Reform der Erbschafts- und Schenkungs-

steuer hat die SPD nun eine gerechte Besteue-

rung von vererbten Firmenvermögen durchge-

setzt: Eine unangemessene Schonung von Fir-

menvermögen wird verhindert. Zugleich wird si-

chergestellt, dass die Belange kleiner Betriebe 

sowie Familienunternehmen berücksichtigt und 

Arbeitsplätze nicht durch die Erbschaftssteuer 

gefährdet werden. Damit ist der Weg frei für eine 

rasche abschließende parlamentarische Beratung 

des Gesetzentwurfes. 

Mit seinem Urteil vom Dezember 2014 hatte das 

Bundesverfassungsgericht die bis dahin einge-

räumten Steuerprivilegien im Erbfall insbeson-

dere für große bis sehr große Unternehmen als 

verfassungswidrig eingestuft. Die geplante Re-

form setzt die Vorgaben des Bundesverfassungs-

gerichts um: Bei großen Vermögen ab 26 Milli-

onen Euro müssen die Erben künftig im Rahmen 

einer Bedürfnisprüfung nachweisen, dass die 

Begleichung der Steuerschuld sie finanziell 

überfordert. Hierbei wird auch das private Ver-

mögen der Erben miteinbezogen. Für Erb-

schaftsanteile an Unternehmen höher als 26 Mio. 

Euro greift ein neues Abschmelzmodell. Anders 

als von CSU gefordert, haben wir erreicht, dass 

bei steigendem Wert des vererbten Unterneh-

mens die Höhe der Verschonung rasch auf null 

sinkt. Und bei Erbfällen über 90 Millionen Euro 

ist grundsätzlich keine Verschonung mehr mög-

lich. 

 

http://www.ulrich-hampel.de/
http://facebook.ulrich-hampel.de/
http://www.ulrich-hampel.de/
http://facebook.ulrich-hampel.de/


 

   

  

  
 
 

 

Ausgabe 01/2014          www.ulrich-hampel.de          facebook.ulrich-hampel.de        Seite 4/13 

Ihr SPD Bundestagsabgeordneter für den Wahlkreis Coesfeld / Steinfurt II 

24.06.2016      Ausgabe 11/2016          www.ulrich-hampel.de          facebook.ulrich-hampel.de        Seite 4/13 

Sicherheit nur mit gut ausgebildeter und aus-

gestatteter Polizei 

In einem Rechtstaat liegt das Gewaltmonopol 

aus guten Gründen nicht in privaten Händen, 

sondern bei einer dafür eigens ausgebildeten und 

einer personell wie technisch adäquat ausgestat-

teten Polizei. Der Vorschlag des Bundesinnen-

ministers Thomas de Maizière, auf lediglich in 

Crashkursen ausgebildete Hilfskräfte zurückzu-

greifen, geht in die völlig falsche Richtung. Eine 

Amateurpolizei schafft keine Sicherheit. 

 

Gegen Gewalt in Fußballstadien, Einbruchskri-

minalität in unseren Wohnvierteln und rechtsext-

reme und rassistische Gewalt hilft nur deutlich 

mehr Präsenz gut ausgebildeter Polizisten, die 

die geltenden Gesetze konsequent durchsetzen. 

Hier ist der Staat gefragt. Er muss der unbestrit-

tene Garant für die öffentliche Sicherheit in 

Deutschland bleiben. Dafür ist die von uns ge-

forderte Aufstockung der Polizeikräfte von Bund 

und Ländern um 12.000 Stellen unabdingbar. 

Den ersten Schritt haben wir mit 3.000 neuen 

Stellen bei der Bundespolizei getan, die auf 

Druck der SPD eingerichtet wurden. 

Aber wir brauchen weitere 3.000 Stellen. Auch 

die Länder sind gefordert, ihren Anteil zu leisten 

und 6.000 zusätzliche Polizeistellen im Landes-

dienst einzurichten. Entscheidend ist: Es darf 

keine Ausbildung light geben. Statt unausgego-

rener Vorschläge müssen deshalb nun rasch zu-

sätzliche Ausbildungskapazitäten geschaffen 

werden, damit es nicht bis zum Ende des Jahr-

zehnts dauert, bis diese Polizisten auf der Straße 

sind. 

Das Land Nordrhein-Westfalen unter Minister-

präsidentin Hannelore Kraft und Innenminister 

Ralf Jäger zeigen dabei den richtigen Weg auf. 

In dieser Woche fand eine Vereidigungsfeier 

von 1.891 Kommissaranwärterinnen und Kom-

missaranwärtern in der Kölner Lanxess-Arena 

statt. Damit haben in diesem Jahr so viele neue 

Polizistinnen und Polizisten einen Eid auf unse-

rer Verfassung geschworen wie nie zuvor. 

 

http://www.ulrich-hampel.de/
http://facebook.ulrich-hampel.de/
http://www.ulrich-hampel.de/
http://facebook.ulrich-hampel.de/


 

   

  

  
 
 

 

Ausgabe 01/2014          www.ulrich-hampel.de          facebook.ulrich-hampel.de        Seite 5/13 

Ihr SPD Bundestagsabgeordneter für den Wahlkreis Coesfeld / Steinfurt II 

24.06.2016      Ausgabe 11/2016          www.ulrich-hampel.de          facebook.ulrich-hampel.de        Seite 5/13 

Fracking Verbot ist durch! 

Nach langem Widerstand von Seiten der Union 

hat sich die Große Koalition auf ein unbefristetes 

Verbot des unkonventionellen Frackings ver-

ständigt, bei dem durch Einpressen von Flüssig-

keiten Gas aus Gesteinsschichten gefördert wird.  

 

Der von den Fraktionsspitzen und den Fachleu-

ten erzielte Kompromiss wurde von den Fraktio-

nen beraten. Das Verbot ist ein Riesenerfolg. Ich 

habe immer gefordert, dass das unkonventio-

nelle Fracking verboten wird. Mit diesem Gesetz 

setzen wir dieses Verbot um und schaffen damit 

auch Rechtssicherheit, die es bisher nicht gab. 

Die wirtschaftliche Nutzung von unkonventio-

nellen Fracking und die damit einhergehenden 

Gefahren für Umwelt und Menschen sind damit 

vom Tisch. Zu wissenschaftlichen Untersuchun-

gen sind künftig bis zu vier Probebohrungen un-

ter strengen Vorgaben erlaubt, die aber der Zu-

stimmung der jeweiligen Landesregierung unter-

liegen. NRW-Ministerpräsidentin Hannelore 

Kraft (SPD) hat diesbezüglich bereits klar ge-

macht, dass es mit ihr kein Fracking geben wird, 

weder aus wissenschaftlichen noch aus wirt-

schaftlichen Gründen. Das ist eine gute Nach-

richt für das Münsterland und ganz NRW! 

 

Themen im Plenum 

 

Sicherheitsbehörden im Kampf gegen Terror 

besser vernetzen 

Angesichts der derzeitigen Gefährdungslage ist 

es notwendig, die Zusammenarbeit und den In-

formationsaustausch zwischen nationalen Si-

cherheitsbehörden zu verbessern. Mit dem ge-

planten Gesetz, das von Regierungsfraktion und 

Bundesregierung parallel eingebracht wird, sol-

len öffentliche Sicherheit und Datenschutz im 

internationalen Informationsausgleich gleicher-

maßen gestärkt werden. Vorgesehen ist die 
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Schaffung einer gesetzlichen Grundlage zur Er-

richtung bzw. Teilnahme des Bundesamtes für 

Verfassungsschutz an gemeinsamen Dateien mit 

ausländischen Nachrichtendiensten. Zudem soll 

die Höchstdauer der innerdeutschen Gemeinsa-

men (Projekt-) Dateien von Polizei und Nach-

richtendiensten auf 5 Jahre verlängert werden. 

Telekommunikationsdienstleister sind darüber 

hinaus künftig zur zuverlässigeren Nutzeridenti-

fizierung bei Prepaid-Kunden durch Vorlage ei-

nes Ausweisdokumentes verpflichtet. Außerdem 

soll die Bundespolizei künftig – wie das Bundes-

kriminalamt auch – verdeckte Ermittler bereits 

zur Gefahrenabwehr einsetzen dürfen und nicht 

erst zur Strafverfolgung. 

 

Jahrestag des Überfalls Deutschlands auf die 

Sowjetunion 

Diese Woche gedachte der Deutsche Bundestag 

des 75. Jahrestages des Überfalls von Hitler-

Deutschland auf die Sowjetunion. Am 22. Juni 

1941 begannen deutsche Truppen einen beispiel-

losen Vernichtungskrieg in Osteuropa. 27 Milli-

onen Bürgerinnen und Bürger der UdSSR verlo-

ren ihr Leben - die meisten davon Russen, aber 

auch Ukrainer, Weißrussen und Angehörige der 

zahlreichen weiteren Völker der Sowjetunion. 

Erst mit der bedingungslosen Kapitulation des 

Deutschen Reichs am 8. Mai 1945 hatte das 

Grauen ein Ende. Deutschland und die meisten 

anderen europäischen Staaten blicken seitdem 

auf mehr als sieben Jahrzehnte des Friedens zu-

rück.  

 

 Dass dies so bleibt und auch dort Frieden ein-

kehrt, wo zurzeit – wie in der Ostukraine - noch 

gekämpft wird, daran arbeiten wir und unser Au-

ßenminister Frank-Walter Steinmeier. 

 

Potenziale von Forschung und Innovation in 

Deutschland nutzen 

Jedes Jahr legt die Expertenkommission For-

schung und Innovation ein „Gutachten zu For-

schung, Innovation und technologischer Leis-

tungsfähigkeit Deutschlands“ vor. Im diesjähri-

gen Gutachten unterstreicht die Expertenkom-

mission insbesondere die Bedeutung von sozia-

len Innovationen, denen bei der Lösung von ge-

sellschaftlichen Herausforderungen eine ähnlich 
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wichtige Rolle zukommt wie technologischen 

Innovationen. Dementsprechend sollte die staat-

liche Förderung soziale Innovationen stärker in 

den Fokus nehmen. Mit Blick auf den Beitrag 

kleiner- und mittelständischer Unternehmen zu 

Forschung und Innovation in Deutschland emp-

fiehlt die Expertenkommission außerdem, die 

bisherigen Förderinstrumente um eine steuerli-

che Forschungs- und Entwicklungs-Förderung 

zu ergänzen und vermehrte Anstrengungen zu 

unternehmen, um die Gründungsraten wieder 

anzuheben. Ebenso sollten die Bemühungen um 

Fachkräfte aus dem Ausland intensiviert werden. 

Der ebenfalls erst kürzlich vorgelegte „Bundes-

bericht Forschung und Innovation 2016“ weist 

darauf hin, dass im letzten Jahrzehnt die Zahl 

neuer Arbeitsplätze in Forschung und Entwick-

lung um fast ein Drittel zugenommen hat. Damit 

sind erstmals mehr als 600.000 Menschen in 

Deutschland in Forschung und Entwicklung tä-

tig. Dementsprechend sind auch die staatlichen 

Ausgaben für diesen Bereich um insgesamt 60 

Prozent angewachsen. 

 

National wertvolle Kulturgüter schützen, ille-

galen Handel unterbinden 

Mit dem geplanten Gesetz zur Neuregelung des 

Kulturgutschutzrechts, über das wir in erster Le-

sung beraten, sollen der illegale Kulturgüterhan-

del insbesondere aus Kriegs- und Krisengebieten 

unterbunden und Rückgaben erleichtert werden. 

Außerdem soll der Schutz von Abwanderung 

von national bedeutsamen Kulturgut effektiver 

gestalten werden. Der Gesetzentwurf fasst hier-

für drei bestehende Gesetze in einem einheitli-

chen Gesetz zusammen (Kulturgüterrückgabe-

gesetz, Umsetzungsgesetz Haager Konvention 

zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Kon-

flikten, Kulturgutschutzgesetz). 

 

Mehr Zeit für Vermittlung und Betreuung in 

Jobcentern 

Nicht zuletzt aufgrund der Zuwanderung bekom-

men die Jobcenter zunehmend mehr zu tun. Ein 

wichtiges Ziel des Gesetzes zur Rechtsvereinfa-

chung im Sozialgesetzbuch, Zweites Buch (SGB 

II) ist es deshalb, den Jobcentern wieder mehr 

Zeit zu verschaffen, um Arbeitslosen wirklich 

helfen zu können. So soll das Arbeitslosengeld 

künftig nicht mehr standardmäßig für nur sechs, 

sondern für 12 Monate bewilligt werden. Damit 
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reduziert sich im Ergebnis die Zahl der Prüfvor-

gänge und der Bewilligungsbescheide in all den 

Fällen, wo sich nichts bei den persönlichen Ver-

hältnissen des Arbeitsuchenden verändert hat. 

 

Wer Arbeitslosengeld I bekommt und trotzdem 

zusätzlich auf Grundsicherungsleistungen ange-

wiesen ist, der soll künftig von den Arbeitsagen-

turen und nicht mehr von den Jobcentern betreut 

werden. Das entlastet die Jobcenter und stellt si-

cher, dass Personen, die durch ihre Beiträge An-

sprüche in der Arbeitslosenversicherung erwor-

ben haben, auch alle Leistungen von dieser be-

kommen. 

Darüber hinaus regeln wir, dass Menschen, die 

keinen Berufsabschluss haben, Arbeitslosengeld 

II beziehen können, auch wenn sie eine Ausbil-

dung aufnehmen - beispielsweise dann, wenn 

das Ausbildungs-BAföG nicht zum Leben 

reicht. Das macht es leichter, sie in eine Ausbil-

dung zu vermitteln, weil sie sich auch während 

der Ausbildungszeit nicht schlechter stellen, als 

wenn sie weiter ausschließlich Arbeitslosengeld 

II beziehen würden. Außerdem bauen wir die 

Betreuung in den Jobcentern dahingehend aus, 

dass Menschen auch nach einem erfolgreichen 

Start in den Beruf eine Zeit lang weiter unter-

stützt werden. Dies soll sicherstellen, dass die 

Menschen sich gut im neuen Job zurechtfinden 

und nicht gleich wieder arbeitslos werden. 

Im parlamentarischen Verfahren haben wir uns 

zudem auf weitere Verbesserungen verständigt. 

So können Langzeitarbeitslose in einem Zeit-

raum von fünf Jahren künftig bis zu drei Jahre 

lang eine öffentlich geförderte Beschäftigung im 

Rahmen einer Arbeitsgelegenheit ausüben. Auch 

kann eine sozialpädagogische Begleitung durch 

das Jobcenter finanziert werden. 

 

KFOR-Mandat im Kosovo fortsetzen  

Mit dem vorgelegten Antrag wird die deutsche 

Beteiligung an der internationalen Sicherheits-

präsenz im Kosovo (KFOR) um ein weiteres 

Jahr fortgesetzt. KFOR sichert seit 1999 die 

Friedensregelung im Kosovo militärisch. Die 

Lage in der Republik Kosovo ist grundsätzlich 

ruhig und stabil, allerdings bleibt das Konflikt- 

und Eskalationspotenzial im kosovo-serbisch 
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dominierten Norden des Landes weiterhin erheb-

lich. Ein neues Konzept des NATO-Rats ermög-

licht eine Anpassung der Truppenstärke, die fle-

xibel an die Sicherheitslage angepasst werden 

kann. Die Personalobergrenze für die deutsche 

Beteiligung an KFOR verringert sich von 1.850 

auf 1.350 Soldatinnen und Soldaten. 

 

UNIFIL-Mandat im Libanon fortsetzen 

Mit diesem vorliegenden Antrag wird die Betei-

ligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der 

United Nations Interim Force in Lebanon (UNI-

FIL) um ein Jahr bis zum 30. Juni 2017 verlän-

gert. Die Region um Libanon, Israel und Syrien 

ist weiterhin politisch äußerst fragil und instabil. 

Regelmäßige militärische Übergriffe von beiden 

Seiten der israelisch-libanesischen Grenze, zei-

gen, dass die Vereinte Nationen-Mission UNI-

FIL auch heute noch für die Aufrechterhaltung 

des Waffenstillstands elementar wichtig ist. Die 

Mission bleibt das einzige Forum des direkten 

Austauschs zwischen Libanon und Israel. Hinzu 

kommt die Bedrohung der libanesischen Sicher-

heit durch die Auswirkungen des Syrienkonflikts 

sowie das Erstarken der Terrororganisation Isla-

mischer Staat in der Region. UNIFIL leistet 

durch seine Präsenz sowie die Entlastung          

der libanesischen Armee im Süden des Landes 

einen von allen Parteien in der Region geschätz-

ten Beitrag zur Aufrechterhaltung der Stabilität 

im Libanon. Das deutsche UNIFIL-Mandat um-

fasst weiterhin die Sicherung der seeseitigen 

Grenzen und die Unterstützung der libanesi-

schen Streitkräfte beim Aufbau von maritimen 

Fähigkeiten zur Kontrolle der Küstengewässer. 

Die personelle Obergrenze des Mandats bleibt 

bei 300 Soldatinnen und Soldaten. 
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Europäischen Binnenmarkt vertiefen 

Der Bundestag hat in dieser Woche durch Sofor-

tabstimmung über eine von der Koalition einge-

brachte Stellungnahme zur Binnenmarktstrate-

gie der EU-Kommission abstimmen. Darin wird 

die angestrebte Vertiefung des EU-Binnenmark-

tes grundsätzlich begrüßt. Die Kommission wird 

in ihren Anliegen bestärkt, die Unternehmen in 

der partizipativen Wirtschaft (wie etwa Carsha-

ring) zu stärken, den Verwaltungsaufwand für 

kleine und mittlere Unternehmen (KMUs) und 

Start-ups zu verringern, eine europäische Nor-

mungsinitiative voranzubringen und einen neuen 

Vorschlag für eine europaweit einheitliche Kapi-

talgesellschaftsrechtsform für KMUs vorzule-

gen. 

Gleichzeitig bekräftigt der Antrag das Anliegen 

des Bundestages, Hemmnisse im Dienstleis-

tungssektor nicht auf Kosten des Verbraucher-

schutzes, der Ausbildungsqualität und der Qua-

litätssicherung abzubauen. 

 

Messwesen der Stromversorgung digitalisieren 

Der Gesetzentwurf zur Digitalisierung der Ener-

giewende wurde diese Woche in 2./3. Lesung im 

Bundestag beraten. Mit dem Gesetz wird das 

Messwesen im Strombereich neu geregelt. Wäh-

rend in der Vergangenheit elektrischer Strom nur 

in eine Richtung floss und Informationen über 

die Stromflüsse sehr limitiert waren, ist das de-

zentrale Stromversorgungssystem der Zukunft 

durch Informations- und Stromflüsse in beide 

Richtungen gekennzeichnet. Dies erhöht die An-

forderungen an die einzusetzenden Mess- und 

Kommunikationstechnologien und Datenverar-

beitungssysteme. Festgelegt werden in dem Ge-

setzentwurf unter anderem technische Vorgaben 

für intelligente Messsysteme ("Smart Meter") 

sowie die Zuständigkeiten des Messstellenbe-

triebs und der Informationsweitergabe. Ein 

Pflichteinbau von Smart Metern ist ab 2017 bei 

Kunden mit einem Jahresverbrauch von mindes-

tens 100.000 Kilowattstunden vorgesehen und 

wird stufenweise erweitert bis zu Kunden mit ei-

nem Jahresverbrauch von mindestens 6.000 Ki-

lowattstunden im Jahr 2020. 

Das Gesetz legt besonderes Augenmerk auf dem 

Datenschutz für die Verbraucher, dem Schutz 

des Stromnetzes als sicherheitsrelevanter Infra-

struktur und dessen Weiterentwicklung für die 

http://www.ulrich-hampel.de/
http://facebook.ulrich-hampel.de/
http://www.ulrich-hampel.de/
http://facebook.ulrich-hampel.de/


 

   

  

  
 
 

 

Ausgabe 01/2014          www.ulrich-hampel.de          facebook.ulrich-hampel.de        Seite 11/13 

Ihr SPD Bundestagsabgeordneter für den Wahlkreis Coesfeld / Steinfurt II 

24.06.2016      Ausgabe 11/2016          www.ulrich-hampel.de          facebook.ulrich-hampel.de        Seite 11/13 

Kommunikations- und Steuerungsanforderun-

gen in einem neuen Strommarktdesign. Die 

Rolle von Verteilnetz- und Übertragungsnetzbe-

treibern stellt eine aufgabenadäquate Verantwor-

tungsübernahme sicher, die den Interessen der 

verschiedenen Netzbetreiber Rechnung trägt. 

 

Strommarkt für die Energiewende 

Mit dem Strommarktgesetz werden die Rahmen-

bedingungen geschaffen, um die Stromversor-

gung volkswirtschaftlich kosteneffizient und 

umweltverträglich weiterzuentwickeln sowie die 

Versorgungssicherheit bei der Transformation 

des Energieversorgungssystems zu gewährleis-

ten. Der Kern eines weiterentwickelten Strom-

marktes ist das Preissignal. Denn über die 

Strompreise können sich am Strommarkt die be-

nötigten Kapazitäten refinanzieren. Dabei sollen 

Marktpreissignale möglichst verzerrt wirken. 

Die Regelungen sichern die freie wettbewerbli-

che Preisbildung ab und lassen Preisspitzen an 

den Strommärkten zu. Die verantwortlichen 

Stromversorger und -händler (die sog. "Bilanz-

kreisverantwortlichen") werden zudem stärker 

dazu angehalten, für ihre Kunden zeit- und be-

darfsgerecht Strom einzukaufen. Dazu wird das 

Bilanzkreis- und Ausgleichsenergiesystem als 

zentrales Instrument für eine sichere Stromver-

sorgung angepasst und die Bilanzkreistreue ge-

stärkt. Um die Versorgungssicherheit auch bei 

nicht vorhersehbaren Ereignissen zu gewährleis-

ten und den Strommarkt abzusichern, wird eine 

Kapazitätsreserve außerhalb des Strommarktes 

eingerichtet. Darüber hinaus wird eine Sicher-

heitsbereitschaft von Braunkohlekraftwerken 

eingerichtet.  

Um einen Beitrag zum Erreichen unserer Klima-

schutzziele zu leisten, sieht das Strommarktge-

setz vor, Braunkohlekraftwerksblöcke mit einer 

Gesamtleistung von 2,7 Gigawatt schrittweise ab 

Herbst 2016 aus dem Markt zu nehmen. Für je-

weils vier Jahre stehen sie als letzte Absicherung 

der Stromversorgung bereit. In dieser Zeit sind 

sie vollständig konserviert und erzeugen keinen 

Strom, um anschließend endgültig stillgelegt zu 

werden. Nur bei einer Anforderung durch den 

Übertragungsnetzbetreiber werden sie aus-

nahmsweise angefahren. 
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Sicherheit von Offshore Erdöl- und Erdgasak-

tivitäten erhöhen 

Diese Woche wurde im Bundestag in 2./3. Le-

sung die Änderungsverordnung zu bergrechtli-

chen Vorschriften im Bereich der Küstengewäs-

ser und des Festlandsockels beraten. Hiermit 

wird die eine entsprechende europäische Richt-

linie über die Sicherheit von Offshore Erdöl- und 

Erdgasaktivitäten in nationales Recht umgesetzt 

Die neue Offshore-Bergverordnung enthält Re-

gelungen für die Aufsuchung, Gewinnung und 

Aufbereitung von Bodenschätzen im Bereich der 

Küstengewässer und des Festlandsockels und in-

tegriert dabei auch die bisher in der Festlandso-

ckel-Bergverordnung. 

 

EEG Novelle – Kostenanstieg bremsen, Ausbau 

planvoll steuern 

Diese Woche wird die Erneuerbare-Energien-

Gesetz-Novelle 2016 (EEG-Novelle 2016) in 

erster Lesung im Bundestag beraten. Die Er-

folgsgeschichte der Erneuerbaren Energien wol-

len wir verstetigen und ihre Weiterentwicklung 

für alle Akteure verlässlich gestalten. In der ak-

tuellen Novelle geht es darum, den weiteren 

Kostenanstieg zu bremsen, den Ausbau planvoll 

zu steuern und die erneuerbaren Energien weiter 

an den Markt heranzuführen. 

Die Novellierung des EEG ist dabei durch zwei 

Kernvorhaben geprägt: Zum einen soll die Ein-

speisevergütung für Strom aus erneuerbare Ener-

gien-Anlagen zukünftig wettbewerblich im Rah-

men von Ausschreibungen ermittelt werden. Da-

bei wird das EEG 2016 für Bürgerenergiegesell-

schaften die Teilnahme an Ausschreibungen für 

Onshore-Windprojekte erleichtern. 

Zum anderen wird der Ausbau der erneuerbaren 

Energien-Anlagen stärker mit dem Netzausbau 

synchronisiert werden. Auf der Grundlage eines 

novellierten Referenzertragsmodells sollen zu-

künftig die weniger windreichen, aber wirt-

schaftlich ertragreichen Standorte mit Blick auf 
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die Ertragssituation eine vergleichbar hohe Prä-

mie erhalten wie Anlagen an windreichen Stand-

orten. Damit soll der Ausbau gleichmäßiger im 

Bundesgebiet verteilt und die Übertragungsnetze 

entlastet werden. Außerdem wird der Ausbau-

korridor von Wind-Onshore-Anlagen in Schles-

wig-Holstein, Niedersachsen und im Norden von 

Hessen auf 58 Prozent des bundesweiten Zubaus 

der Jahre 2013 bis 2015 reduziert, um die Aus-

baugeschwindigkeit in Netzengpassgebieten zu 

reduzieren und die Übertragungsnetze zu entlas-

ten. 

 

Eine volle, intensive und ereignisreiche Woche 

im politischen Berlin und in Europa liegt an die-

sem Freitag wieder hinter uns. Ich finde, wir ha-

ben in dieser Woche einige wichtige Weichen 

gestellt – gerade auch in Hinblick auf unser 

Münsterland. Ich denke dabei zum Beispiel an 

die wichtige Entscheidung, dass Fracking verbo-

ten wird. Lange mussten wir auf diese Entschei-

dung warten, da die Union hier Widerstand ge-

leistet hat. Umso mehr freut es mich, dass wir 

uns als SPD in diesem wichtigen Punkt durchge-

setzt haben.  

Für uns, als Euregio-Region im Herzen Europas, 

werden wir weiter an unserem sozialen Europa 

arbeiten. Wir werden weiter die verbindenden 

Elemente der EU stärken, die Länder näher anei-

nander führen und die Menschen wieder mehr 

für Europa begeistern. Das muss uns gelingen! 

In meinem Terminkalender für die nächste Wo-

che stehen wieder viele tolle Begegnungen in un-

serer Region.  

Ich wünsche Ihnen aus dem sommerlich warmen 

Berlin ein schönes und erholsames Wochenende.  

Ihr 

http://www.ulrich-hampel.de/
http://facebook.ulrich-hampel.de/
http://www.ulrich-hampel.de/
http://facebook.ulrich-hampel.de/

